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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verbände

Jahresrückblick 2020: Verbände

Verschiedene Branchenverbände befürchteten aufgrund der zur Eindämmung des
Coronavirus verhängten Massnahmen drastische Folgen für die durch sie vertretenen
Wirtschaftssektoren. Entsprechend forderten sie während des Lockdowns und danach
bessere Kreditbedingungen oder Ausnahmeregelungen für ihre Branchen:
Beispielsweise forderten die Verbände Hotelleriesuisse und Gastrosuisse vom
Bundesrat einen Erlass der Covid-19-Kredite und eine rasche Wiedereröffnung der
Restaurants und Bars; der Industrieverband Swissmem wollte, dass dringend benötigte
Spezialistinnen und Spezialisten die verhängten Einreisesperren umgehen können.
Unterstützt wurde die Forderung durch Economiesuisse. Beide Verbände erhofften
sich zudem eine Abschaffung der Industriezölle, um Unternehmen finanziell zu
entlasten.
Auch eine Forderung der Unia bezüglich des Lockdowns sorgte für Aufsehen. Weil
gemäss der Gewerkschaft Arbeitnehmende in Industrie und Gewerbe während des
Lockdowns nicht ausreichend geschützt waren – ein Banker könne etwa im Homeoffice
arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und Abstandsregeln gut
einhalten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel, im
Gewerbe oder auf dem Bau müssten weiterhin ungeschützt ihren beruflichen
Tätigkeiten nachgehen –, forderte Unia-Chefin Vania Alleva landesweit eine Schliessung
von Baustellen und Betrieben, bis auch dort umsetzbare und greifende
Schutzmassnahmen und -konzepte erarbeitet worden seien. Seitens der Tagespresse
musste sich Alleva aufgrund der hohen Kosten, welche diese Massnahme für Industrie
und Gewerbe mit sich gebracht hätte, teils scharfen Vorwürfen stellen. 

Abseits von Corona ging das Verbandswesen seinen gewohnten Gang. So kam es
beispielsweise zu Personalmutationen (nicht abschliessende Auflistung): Jacques
Bourgeois trat Ende März nach fast zwei Jahrzehnten von seinem Amt als Direktor des
Schweizerischen Bauernverbands (SBV) zurück und wurde von Martin Rufer abgelöst.
Flavia Kleiner gab ihr Amt als Co-Präsidentin bei Operation Libero per 20. Juni ab,
nachdem sie dieses seit der Gründung der Bewegung 2014 innegehabt hatte, zuletzt
zusammen mit Laura Zimmermann. Ihre Nachfolge trat Stefan Manser-Egli an. Einen
Wechsel gab es auch bei Economiesuisse, hier trat Christoph Mäder per 1. Oktober die
Nachfolge des bis dahin amtierenden Economiesuisse-Präsidenten Heinz Karrer an.
Karrer hatte zuvor zwölf Jahre im Vorstand des Wirtschaftsverbands geamtet, sieben
davon als Präsident. Ebenfalls im Oktober wurde am Gewerbekongress in Freiburg der
Tessiner Fabio Regazzi (cvp) als neuer Präsident des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV) bestätigt, Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den Vorstand
gewählt. Gemäss NZZ wäre die Wahl Gutjahrs anstelle Regazzis wünschenswert
gewesen, denn sie, so analysierte die Zeitung, hätte unter anderem in Anbetracht der
tiefen Frauenquote beim SGV frischen Wind in den Verband gebracht.

Ferner fanden 2020 mehrere Volksabstimmungen statt. Auch die Verbände nahmen zu
den Anliegen Stellung und fassten Parolen.
Medienwirksam diskutiert wurde die von der AUNS zusammen mit der SVP lancierte
Begrenzungsinitiative. Sowohl die grossen Wirtschaftsverbände – vertreten durch den
SGV und Economiesuisse – als auch die Arbeitnehmerverbände – vertreten durch den
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB), Travail.Suisse sowie die Gewerkschaften
Unia, Syna und VPOD – lehnten die Initiative ab. Ein besonders wichtiges
Gegenargument war die Befürchtung einer Kündigung des
Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU, die eine Annahme der Initiative
womöglich zur Folge gehabt hätte. 
Die grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbände Economiesuisse, der Schweizerische
Arbeitgeberverband (SAV), der SGV sowie der SBV fassten ferner gemeinsam die Nein-
Parole zur ebenfalls viel diskutierten Konzernverantwortungsinitiative, über die im
November abgestimmt wurde. Diese verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt
werden können, sollten diese oder ihre Tochterfirmen im Ausland gegen geltende
Menschenrechte und Umweltstandards verstossen. Die Wirtschaft, so hiess es seitens
der Verbände, stehe ohne Wenn und Aber zu den Menschenrechten und
Umweltstandards, doch, so die Argumentation, würde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit führen und dabei die

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. Der Gegenvorschlag, welcher bei
Ablehnung der Initiative in Kraft treten würde und anstelle von rechtlichen
Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den Verbänden Unterstützung.
Eine noch grössere Anzahl an Verbänden und insbesondere NGOs stand hingegen für
die Initiative ein: Amnesty International, Greenpeace, Swissaid oder die Gesellschaft für
bedrohte Völker gehörten zu den Trägerorganisationen der
Konzernverantwortungsinitiative. Die Operation Libero, die Unia, der WWF, Terre des
Femmes, der SGB und zahlreiche weitere Umweltschutz-, Menschenrechts- und
Arbeitsrechtsorganisationen sicherten dem Anliegen ihre Unterstützung zu.

Auch historische Jubiläen konnten im Coronajahr begangen werden: Die
Dachorganisation für lokale und regionale Behindertenorganisationen Pro Infirmis
feierte ihr 100-jähriges Bestehen; Economiesuisse konnte diese Zahl gar noch
überbieten: Seit 150 Jahren gibt es den Dachverband der Schweizer Wirtschaft,
wenngleich nicht immer in gleicher Form wie heute.

Zu Jahresbeginn erreichte der Anteil der Zeitungsberichte zum Thema «Verbände»
gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten Berichte
seinen höchsten Wert und sank dann, mit einem erneuten leichten Anstieg im Sommer,
bis Ende Jahr deutlich ab. Am stärksten in den Medienberichterstattungen vertreten
waren die Industrieverbände sowie die Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbände.
Ebenfalls öfters Thema der medialen Berichterstattung waren die Gewerbeverbände,
wenig vertreten waren hingegen die Landwirtschaft und die übrigen
Arbeitgeberverbände. 1

En vue de la votation sur l'accord de libre-échange avec l'Indonésie, refusé le 7 mars
2021 par la population, différentes associations ont fait connaître leur position.
L'accord a bénéficié d'un large soutien de la part des milieux économiques. Parmi ses
partisans se trouvaient notamment Economiesuisse, l'USAM, l'USP, l'UPS, Swissmem,
HotellerieSuisse ainsi que les chambres de commerce de plusieurs cantons. Ceux-ci
mettaient en avant les avantages concurrentiels dont bénéficieraient les entreprises
suisses avec l'accord, tout en soulignant les exigences de durabilité liées au commerce
de l'huile de palme. C'est également ces critères de durabilité qui ont motivé la
fondation pour l'aide au développement Swissaid à soutenir le texte. 
Le camp des opposants regroupait des associations de défense de l'environnement
comme Pro Natura, la Grève du Climat et le Fonds Bruno Manser, mais aussi Uniterre et
l'association des petits paysans. Ceux-ci remettaient notamment en cause l'aspect
durable et dénonçaient un désastre écologique pour justifier le refus de l'accord. 2

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 07.03.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Jahresrückblick 2021: Verbände

2021 wurde die Verbandslandschaft in der Schweiz wie schon im Vorjahr wesentlich
durch das Coronavirus und die Massnahmen zu dessen Bekämpfung geprägt. So
versuchten die Dachverbände der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften wie auch
zahlreiche Branchenverbände wiederholt mit Positionsbezügen auf die Pandemiepolitik
der Behörden Einfluss zu nehmen. Während in der Unterstützung für Hilfsgelder und
Kurzarbeit im Grossen und Ganzen Einigkeit zwischen Gewerkschaften und Verbänden
der Arbeitgebenden aus verschiedenen Branchen herrschte, traten bei anderen
Massnahmen deutliche Interessengegensätze zutage. Besonders stark profilierte sich in
der Öffentlichkeit GastroSuisse mit seinem Präsidenten Casimir Platzer, der sich im
Frühjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der Innenräume von
Gastbetrieben und im Herbst gegen die Zertifikatspflicht in Restaurants äusserte. Diese
Forderungen brachten Platzer nicht nur mit manchen Gegenstimmen aus den eigenen
Reihen in Konflikt, sondern auch mit Economiesuisse und dem Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV): Die beiden Dachverbände befürworteten die
Zertifikatspflicht, forderten aber vom Bundesrat verbindliche Aussagen darüber, ab
welchen Impfquoten er welche Lockerungsschritte ausrufen werde. Der
Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden Abstimmungen
über das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber ansonsten grössere
Distanz zu den Massnahmen des Bundes.
Auch die Gewerkschafts-Dachverbände SGB und Travail.Suisse unterstützten die
beiden Covid-Vorlagen. Darüber hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf
die zentrale Bedeutung der Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der
Unterstützungsgelder für betroffene Unternehmen hin, um die sozialen und

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
HANS-PETER SCHAUB
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wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu begrenzen. Mit der Argumentation, dass ein
vorsichtiger Weg letztlich schneller aus der Krise führe, mahnten SGB und Travail.Suisse
bei Diskussionen über Massnahmenlockerungen meist zu behutsamen Schritten. Zu
ihren Hauptforderungen zählten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fürsorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice.

Eine strikte oder sogar absolute Beachtung individueller Freiheitsrechte und ein
verhältnismässiges Vorgehen des Staats gehörten zu den Hauptforderungen mehrerer
politischer Gruppierungen, die im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
entstanden und in der öffentlichen Debatte teilweise starke Beachtung fanden. Zu den
prominentesten dieser neuen Organisationen zählten die «Freunde der Verfassung»,
die im Herbst 2021 bereits über 12'000 Mitglieder zählten und die gleich bei mehreren
Referenden und Initiativen eine bemerkenswerte Fähigkeit zum Sammeln von
Unterschriften an den Tag legten. Weitere Organisationen, die sich zu Sprachrohren der
Covid-Protestbewegung entwickelten, waren die an die jüngere Generation gerichtete
Gruppierung «Mass-voll!», das «Aktionsbündnis Urkantone für eine vernünftige
Corona-Politik» sowie die «Freiheitstrychler». Auch wenn es zwischen diesen
Organisationen bisweilen Differenzen über Inhalte und Stil gab, waren sie in ihrer
Opposition gegen das Covid-19-Gesetz und gegen dessen zweite Revision geeint; sie
unterlagen indessen in beiden Volksabstimmungen klar.

Aber auch unabhängig von der Pandemie machten Verbände und Organisationen im
Jahr 2021 von sich reden, so beispielsweise die Operation Libero, die sich gleich zu
Beginn des Jahres mit einem medienwirksamen Crowdfunding erfolgreich aus einem
Engpass bei der Finanzierung ihrer Fixkosten befreite, im Oktober mit Sanija Ameti eine
profilierte neue Co-Präsidentin präsentierte und kurz darauf zusammen mit den
Grünen eine Volksinitiative für eine engere Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU
ankündigte.

Eher gegen den eigenen Willen geriet im Herbst die Gewerkschaft Unia in die
Schlagzeilen, weil der beträchtliche Umfang ihres Vermögens bekannt wurde. Die Unia
musste sich in der Folge gegen verschiedene Kritikpunkte verteidigen. Die Diskussion
befeuerte aber auch übergeordnete Debatten, die bereits davor am Laufen gewesen
waren, namentlich jene um eine angemessene Transparenz in der Politikfinanzierung
und jene um eine korrekte Abgeltung der Sozialpartner für ihre quasistaatlichen
Aufgaben bei der Kontrolle der Einhaltung allgemeinverbindlicher
Gesamtarbeitsverträge.

Auf der Seite der Arbeitgeber-Dachverbände bekannten sich Economiesuisse, der SGV
und der SAV 2021 zum Ziel, in Zukunft eine stärkere und harmonischere
Zusammenarbeit zugunsten der gemeinsamen Interessen zu pflegen. Das Bekenntnis ist
als Neuanlauf zu werten, nachdem in den Vorjahren – etwa vor der Abstimmung zur
Konzernverantwortungsinitiative Ende 2020 – beträchtliche Spannungen zwischen SGV
und Economiesuisse zutage getreten waren und sich die Wirtschaftsverbände bei
verschiedenen Volksabstimmungen nur mit Mühe oder gar nicht hatten durchsetzen
können. Dasselbe war im Jahr 2021 namentlich bei den Abstimmungen über das
Freihandelsabkommen mit Indonesien und das E-ID-Gesetz der Fall.

Auch andere Verbände engagierten sich mit wechselndem Erfolg in
Abstimmungskämpfen. So konnte etwa der Bauernverband nach einer von ihm
angeführten Kampagne, die zu einer aussergewöhnlich starken Mobilisierung der
ländlichen Bevölkerung beitrug, im Juni die Ablehnung der Trinkwasserinitiative und der
Pestizidinitiative feiern. Intern gespalten war bei der Parolenfassung zur
Trinkwasserinitiative der Interessenverband der biologischen Landwirtschaft BioSuisse,
eine Mehrheit seiner Delegierten entschied sich schliesslich für eine Nein-Empfehlung;
die Pestizidinitiative wurde von BioSuisse hingegen unterstützt. Bei der Ablehnung des
CO2-Gesetzes gehörten Verbände des Autogewerbes und der Erdölindustrie, der
Hauseigentümerverband und GastroSuisse zu den Siegern. Die Gewerkschaften
wiederum konnten mit der Ablehnung des E-ID-Gesetzes und der Annahme der vom
Berufsverband der Pflegefachleute (SBK) lancierten Pflegeinitiative Erfolge feiern; dies
ist umso bemerkenswerter, als davor noch nie in der Schweizer
Abstimmungsgeschichte eine gewerkschaftlich initiierte Volksinitiative an der Urne
angenommen worden war. Auf ähnlich erfolgreiche Kampagnen in der Zukunft hoffen
nebst der Operation Libero mit der oben erwähnten Europainitiative auch GastroSuisse
mit seiner im März angekündigten Volksinitiative für «gerechte Entschädigungen» in
künftigen Pandemiefällen sowie die GSoA mit ihrer Volksinitiative «Stopp F-35», welche
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die vom Bund geplante Beschaffung von Kampfflugzeugen des Typs F-35 unterbinden
soll und für die 2021 bereits die Unterschriftensammlung begann.

Der Anteil der Verbände an der Presseberichterstattung bewegte sich 2021 auf
ähnlichem Niveau wie in den beiden Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Im Jahresverlauf nahmen Verbände zwischen
September und November am meisten Raum ein (vgl. Abbildung 1). Dies hatte zum einen
mit der Berichterstattung zum Unia-Vermögen und zum SBK als Initiant der
Pflegeinitiative zu tun. Noch mehr trug die Kategorie «Andere Verbände» bei, von
denen neben der Operation Libero und GastroSuisse vor allem Gruppierungen der
Klimabewegung – unter anderem mit Protestaktionen von Extinction Rebellion und
einer Klage der Klimaseniorinnen – in der Presse von sich reden machten. 3

Industrie, Handel und Unternehmer

Die drei grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbände Economiesuisse, SAV, SGV sowie
der SBV fassten gemeinsam die Nein-Parole zur viel diskutierten
Konzernverantwortungsinitiative, über die im November 2020 abgestimmt wurde. Diese
verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt werden können, sollten sie oder ihre
Tochterfirmen im Ausland gegen geltende Menschenrechte und Umweltstandards
verstossen.
Die Wirtschaft, so liess der neue Economiesuisse-Präsident Christoph Mäder in einer
gemeinsamen Medienmitteilung verlauten, stehe ohne Wenn und Aber zu den
Menschenrechten und Umweltstandards, jedoch würde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit führen und dabei die
Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. SAV-Präsident Valentin Vogt
betonte, dass die Initiative in Anbetracht der gegenwärtigen Corona-Situation
gefährlich sei: Die Schweizer Wirtschaft dürfe in einer derartigen Krise nicht auch noch
Eigentore riskieren. SGV-Präsident Regazzi befürchtete bei Annahme der Initiative
einen Domino-Effekt: Was anfänglich nur auf die Grosskonzerne abziele, treffe
letztendlich auch die KMU, denn die Forderungen der Initiative würde beispielsweise
auch für Lieferanten gelten. Nicht nur grosse, sondern auch kleine Unternehmen
müssten sich deshalb vorsorglich rechtlich absichern. Die KMU sah Regazzi denn bei
einer Annahme besonders betroffen, da Unternehmen mit einer kleinen
Rechtsabteilung bei einem Zwischenfall nicht in der Lage wären, sich rechtlich zu
wehren. Das«Wirtschaftsbashing» der Initianten müsse deshalb aufhören.
Schliesslich kam auch der Bauernverbandspräsident Markus Ritter zu Wort. Er sprach
von einer ungerechten Beweislastumkehr und hob hervor, dass auch die Schweizer
Landwirtschaft stark von Partnerunternehmen im Agrar- und Lebensmittelsektor
abhängig sei. Indirekt würde also auch die Schweizer Bauernschaft von der Initiative
getroffen.
Der Gegenvorschlag, welcher bei Ablehnung der Initiative in Kraft treten würde und
anstelle von rechtlichen Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den
Verbänden Unterstützung. 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.11.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Freizeit, Tourismus, Gastgewerbe

Das Gastgewerbe hatte im Berichtsjahr weiter unter der weltweiten Wirtschaftskrise zu
leiden. Hotelleriesuisse, der Dachverband der Schweizer Hotelbranche, stiess sich
hauptsächlich an der Frankenstärke und den hohen Nahrungsmittelpreisen in der
Schweiz. Er verlangte deswegen die Einführung des Agrarfreihandels, was laut
Berechnungen einer von ihm in Auftrag gegebenen Studie zu Preissenkungen von 2,4 bis
4,7% führen würde. Mit dieser Forderung eckte der Verband jedoch beim SBV und den
Bauern generell an, welche sonst in vielen Bereichen mit der Tourismusbranche
zusammenspannen. Bundespräsidentin Widmer-Schlumpf anerkannte an der
Delegiertenversammlung von Hotelleriesuisse die Probleme der Branche. Sie plädierte
aber für Qualität, Swissness und Freundlichkeit statt billigem Massentourismus. Auch
der Gastrobranche machte der starke Franken, in Kombination mit dem national
eingeführten Rauchverbot und der erhöhten Mehrwertsteuer zu schaffen. Gastrosuisse
gab an, dass Schweizerinnen und Schweizer im Jahr 2011 CHF 1.9 Mia. weniger für
auswärtiges Essen und Trinken ausgegeben hätten, was einer Abnahme von 7%
gegenüber dem Vorjahr entspreche. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.05.2012
JOHANNA KÜNZLER
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Überparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Die vom Zürcher Nationalrat Blocher (svp) präsidierte Aktion für eine unabhängige und
neutrale Schweiz (AUNS) zeigte weiterhin ihre Muskeln. An ihrer Mitgliederversammlung
vom 6. Mai in Bern erhielt die Leitung die Kompetenz, zu drei Bereichen das
Referendum zu ergreifen: den bilateralen Verhandlungen mit der EU (falls diese
unbefriedigend ausfallen und insbesondere die Personenfreizügigkeit oder die Aufgabe
der 28-Tonnen-Limite im Strassenverkehr beinhalten), der Ratifizierung der
Europäischen Sozialcharta sowie der Regierungsreform mit Staatssekretärstellen.
Gelegenheit zur Ausführung dieser Aufträge bot sich bereits im Berichtsjahr. Das noch
vor Jahresende zustandegekommene Referendum gegen die Staatssekretäre wurde von
der AUNS massgeblich mitgetragen. 

Nicht besonders gut bekam dem freisinnigen Nationalrat Miesch (BL) sein Engagement
bei der AUNS, in deren Vorstand er voriges Jahr gewählt worden war. Die Delegierten
der FDP von Basel-Land beschlossen, ihn – nicht zuletzt wegen seinen Positionen in der
Aussen- und in der Asylpolitik – nicht mehr zu nominieren. Er erreichte dann auf einer
eigenen Liste zwar einen Stimmenanteil von 6,4%, was aber zu einer Wiederwahl nicht
ausreichte. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 06.05.1995
HANS HIRTER

Landwirtschaft

Die Mitgliederversammlung der Vereinigung der kleinen und mittleren Bauern (VKMB)
stimmte am 11. Februar in Aarau dem im Vorjahr vom Vorstand beschlossenen Austritt
aus dem SBV zu. Anstelle des 1989 verstorbenen Gründers und Präsidenten Hochuli
wählte die Versammlung ein dreiköpfiges Präsidium. Diesem gehören neben dem
bisherigen Vizepräsidenten Alois Rölli auch die freisinnige Schwyzerin Rita Hediger und
der bernische Grossrat Ruedi Baumann (gp) an.
Nicht unbestritten blieb die von der Versammlung gutgeheissene Beteiligung der VKMB
an der Ausarbeitung und Lancierung der von der Gruppe «Neue Agrarpolitik» (NAP) und
dem LdU geplanten Volksinitiative für einen Kurswechsel in der Landwirtschaftspolitik.
Mehrere Redner kritisierten, dass dieses Begehren den Konsumenteninteressen und
dem Instrument der produktionsunabhängigen Direktzahlungen zuviel Gewicht
einräumen würde. Seinen Gegensatz zum SBV markierte der VKMB nicht nur mit seiner
Unterstützung dieses als Alternative zur Initiative des Bauernverbandes konzipierten
Volksbegehrens, sondern auch mit seiner Nein-Parole zum Rebbaubeschluss. 7

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.02.1990
HANS HIRTER

Der SBV unterstützte bei den Volksabstimmungen den Rebbaubeschluss, den
Energieartikel und die Revision des Strassenverkehrsgesetzes; die beiden
Atominitiativen (Ausstieg aus der Atomenergie, Moratorium) lehnte er ab. Zu den
Strassenbau-Initiativen (freie Aarelandschaft zwischen Biel und Solothurn/Zuchwil,
autobahnfreies Knonauer Amt, autobahnfreie Landschaft zwischen Murten und
Yverdon, «Stopp dem Beton») und der Reform der Bundesrechtspflege gab er keine
Empfehlung ab. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.09.1990
HANS HIRTER

Die GATT-Verhandlungen über die künftige Gestaltung des Agrarhandels und dabei
insbesondere die Freihandelsforderungen der aussereuropäischen Agrarexportstaaten
führten zu beträchtlicher Unruhe unter den Landwirten. Der SBV organisierte mehrere
Demonstrationen, darunter – in Zusammenarbeit mit den Bauernverbänden der
Nachbarstaaten – eine Grosskundgebung vor dem GATT-Gebäude in Genf. 
Auch an der kurzfristig nach Genf verschobenen Delegiertenversammlung des SBV
dominierte die Sorge über die Liberalisierung der Agrarmärkte. Von den
Vertragsparteien des GATT wurde verlangt, dass gleichzeitig mit dieser Liberalisierung
auch international gültige Nonnen für eine ökologischere Produktion geschaffen
werden müssen. Der Direktor des SBV, Melchior Ehrler, skizzierte ein sich noch in der
internen Diskussion befindendes Leitbild für die schweizerische Landwirtschaft der
neunziger Jahre. 9

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 14.11.1990
HANS HIRTER
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Der Schweizerische Bauernverband unterstützte die vom Volk am 2. Juni abgelehnte
Bundesfinanzreform. Zu den anderen zur Abstimmung gelangenden Vorlagen nahm er
nicht Stellung.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.06.1991
HANS HIRTER

Die Vereinigung kleiner und mittlerer Bauern (VKMB) konnte in den eidgenössischen
Wahlen vom Herbst einen Erfolg erzielen, indem ihr Co-Präsident Ruedi Baumann im
Kanton Bern als Kandidat der Freien Liste (GPS) in den Nationalrat gewählt wurde. Der
Direktor des SBV, Melchior Ehrler, welcher im Aargau für die CVP kandidiert hatte,
verpasste hingegen den Einzug ins Bundeshaus knapp.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.10.1991
HANS HIRTER

Zum EWR – welcher auf eine Integration der Agrarmärkte verzichtet – äusserte sich der
Schweizerische Bauernverband (SBV) grundsätzlich positiv. Allerdings warnte die
Delegiertenversammlung des Zentralverbandes schweizerischer Milchproduzenten
davor, den EWR als Vorstufe zu einem EG-Beitritt zu sehen. Da ein Beitritt von den
Spitzen der Bauernverbände als Existenzbedrohung der schweizerischen
Landwirtschaft beurteilt wird, müsste ihrer Ansicht nach auch ein als
Vorbereitungsphase für eine EG-Vollmitgliedschaft konzipierter EWR-Vertrag bekämpft
werden. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.11.1991
HANS HIRTER

Nach nur drei Jahren Amtszeit trat der Präsident des Schweizerischen
Bauernverbandes (SBV), alt Nationalrat Savary (cvp, FR), aus gesundheitlichen Gründen
von seinem Amt zurück. Zu seinem Nachfolger wurde am 20. Februar der 49jährige
Waadtländer Marcel Sandoz gewählt. Der neue Verbandspräsident ist Pächter eines 56
Hektar grossen Betriebs, Präsident des Genfer Milchverbandes und war bereits bisher
Mitglied des Leitenden Ausschusses des SBV. Dass er selbst kein politisches Amt auf
nationaler Ebene innehat, wurde von der Delegiertenversammlung wohl auch deshalb
nicht als Manko empfunden, weil schon die beiden Vizepräsidenten Bühler (svp, GR)
und Wanner (fdp, SO) im Nationalrat sitzen. 11

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 04.04.1992
HANS HIRTER

Umstritten war im SVB die Stellungnahme zum EWR, welcher die Landwirtschaft zwar
nur am Rande betroffen hätte, aber von vielen Bauern als Vorstufe für den von ihnen
vehement abgelehnten EG-Beitritt beurteilt wurde. Zuerst empfahl der Leitende
Ausschuss mit 14:5 Stimmen ein Ja und der Grosse Vorstand folgte ihm mit 58:27
Stimmen. Ein daraufhin gegründetes und vom Berner Nationalrat Schwab (svp)
präsidiertes Komitee «Bauern für eine unabhängige Schweiz» leitete dann jedoch die
Gegenoffensive ein. Zwei Tage später stellte sich auch ein befürwortendes Komitee mit
dem Bündner Nationalrat Bühler (svp), aber ohne Berner SVP-Vertreter der
Öffentlichkeit vor. Das Rennen machten schliesslich die Gegner; die
Delegiertenversammlung vom 12. November beschloss mit 287:235 Stimmen die Nein-
Parole zum EWR-Vertrag. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.11.1992
HANS HIRTER

Der SBV kritisierte zwar die landwirtschaftspolitischen Ergebnisse der Uruguay-Runde
des GATT, welche einen Verzicht auf nichttarifäre Importrestriktionen und einen Abbau
des Zollschutzes und der Exportsubventionen bringen werden. Seine Führer versuchten
die Basis aber zu überzeugen, dass das Exportland Schweiz ohne ein Mitmachen beim
GATT in Zukunft seine Landwirtschaftspolitik nicht mehr würde finanzieren können.
Sie äusserten sich deshalb dahingehend, dass der SBV – bei ausreichender
Kompensation der Einkommensausfälle vor allem durch Direktzahlungen – das
Referendum wohl nicht ergreifen werde. 

Unter dem Namen «Neue Bauernkoordination Schweiz» machte gegen Jahresende eine
grundsätzlich gegen die GATT-Beschlüsse opponierende Organisation auf sich
aufmerksam. Diese führte unter Beteiligung von Aktivisten aus den USA und aus
Deutschland in der Ostschweiz eine erste öffentliche Versammlung durch. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.11.1993
HANS HIRTER
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Die im Schweizerischen Bauernverband (SBV) zusammengeschlossenen Organisationen
starteten eine Kampagne zur Verbesserung des Ansehens der Bauern in der
Öffentlichkeit. Grossen Erfolg beim Publikum hatte insbesondere die Einladung zu
einem Morgenessen am 1. August auf einem Bauernhof. 

Gegen Jahresende legte eine Arbeitsgruppe des SBV ihren Bericht über eine
Reorganisation des bäuerlichen Verbandswesens vor. Die auf eine Straffung und
örtliche Konzentration hinzielenden Vorschläge wurden in eine verbandsinterne
Vernehmlassung gegeben. 14

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.12.1993
HANS HIRTER

Die Leitung des SBV unterbreitete seinen Mitgliedern einen Vorschlag für eine Straffung
seiner Strukturen, welcher jährliche Einsparungen in Millionenhöhe bringen könnte.
Insbesondere sollen mit der Integration der Sekretariate der angeschlossenen
nationalen Fachorganisationen in das SBV-Sekretariat Doppelspurigkeiten bekämpft
und Synergieeffekte gewonnen werden. Obwohl sich nicht alle Teilverbände hinter
diese Pläne stellten, beschloss der Grosse Vorstand des SBV im April, das Konzept
schrittweise zu realisieren. Das Dienstleistungszentrum des Verbandes soll weiterhin in
Brugg (AG) bleiben; ob die politische Interessenvertretung nach Bern verlegt wird,
wurde noch nicht entschieden. Verzichtet wurde auf das Vorhaben, die heute
bestehende doppelte Exekutive des SBV (Leitender Ausschuss und Grosser Vorstand) zu
einem einzigen Gremium zu verschmelzen. Immerhin soll bei beiden Kammern die
Mitgliederzahl reduziert werden. 15

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 29.08.1994
HANS HIRTER

Der SBV bemühte sich, die Opposition der Landwirte gegen die neuen GATT-Regeln zu
dämpfen. Im Rahmen einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem Vorort betonte er,
dass sich ein Abseitsstehen der Schweiz beim neuen WTO derart verheerend auf die
Volkswirtschaft auswirken würde, dass auch eine Weiterführung der bisherigen
staatlichen Unterstützung der Landwirtschaft nicht mehr zu finanzieren wäre. Er
beharrte aber darauf, dass die wegfallenden Schutz- und Stützungsmassnahmen durch
zusätzliche Direktzahlungen kompensiert werden müssten. Nachdem sich der SBV von
den parlamentarischen Beratungen in der Dezembersession über den GATT-Vertrag und
die Abfederungsmassnahmen für die Landwirtschaft einigermassen befriedigt gezeigt
hatte, verzichtete er auf die Ergreifung des Referendums. Widerstand gegen diese
Politik meldete die «Neue Bauernkoordination Schweiz» an, die sich 1993 in der
Nordostschweiz gebildet hatte. Ob sie ein allfälliges Referendum unterstützen werde,
liess sie aber offen. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 16.12.1994
HANS HIRTER

Die schwierige wirtschaftliche Lage der Landwirte und die zunehmend
protektionismusfeindliche Entwicklung der Landwirtschaftspolitik begünstigen das
Aufkommen von Bauernorganisationen, welche in Opposition zur Leitung des SBV
stehen. Die vor allem im Kanton Bern tätigen «Bäuerlichen Komitees» sowie die in der
Nordostschweiz aktive «Neue Bauern-Koordination» scheiterten zwar beim Versuch,
gegen den WTO-Vertrag ein Referendum einzureichen. Im Sommer beschlossen sie
aber, gemeinsam mit der «Zentralschweizerischen Bauern-Interessengemeinschaft»
eine Dachorganisation mit dem Namen «Bäuerliches Zentrum Schweiz» zu gründen. Der
SBV lehnte eine Unterstützung des WTO-Referendums auch nach der Ablehnung des
Agrarartikels ab. 17

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 14.03.1995
HANS HIRTER

Wenig erfolgreich war der Schweizerische Bauernverband (SBV) bei den
eidgenössischen Volksabstimmungen. Am 12. März wurden alle drei von ihm
unterstützten Agrarvorlagen (Landwirtschaftsartikel, Solidaritätsbeiträge und
Milchwirtschaftsbeschluss) abgelehnt. Federführend bei den Gegnern waren neben der
Vereinigung kleiner und mittlerer Bauern (VKMB) die Umweltschutzverbände, die
Parteien der Linken und der Grünen sowie die Biobauern. Damit war der Weg für einen
neuen, ökologischer ausgerichteten Agrarartikel vorgezeichnet. Die Bauernvertreter
lieferten anlässlich der Beratung dieses neuen Artikels im Parlament zwar noch einige
Rückzugsgefechte, namentlich gegen eine zwingende Verknüpfung der Direktzahlungen
mit ökologischen Auflagen. Angesichts der Abstimmungsniederlage vom März und den
zwei hängigen Volksinitiativen für eine noch marktorientiertere und ökologischere
Landwirtschaftspolitik musste sich der SBV aber mit dem vom Parlament
verabschiedeten neuen Agrarartikel abfinden.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.10.1995
HANS HIRTER
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Erfolgreicher fielen für den SBV die eidgenössischen Wahlen vom Oktober aus, obwohl
im Vorfeld angesichts des Rücktritts von rund einem Drittel der
Landwirtschaftsvertreter eher mit Einbussen gerechnet worden war. Verbandsdirektor
Melchior Ehrler schaffte – im zweiten Anlauf – den Einzug in den Nationalrat auf der
Liste der aargauischen CVP; Verbandspräsident Marcel Sandoz gelang dasselbe auf der
waadtländischen FDP-Liste. Neu zogen – neben vielen anderen Landwirten – auch der
Präsident des Bernischen Bauernverbandes Fritz Oehrli (svp) sowie der St. Galler
Landwirt Toni Brunner (svp) – mit 21 Jahren jüngster je gewählter Nationalrat – in das
Parlament ein. 18

WAHLEN
DATUM: 22.10.1995
HANS HIRTER

Die im Vorjahr eingeleiteten organisatorischen Reformen beim SBV wurden in kleinen
Schritten vorangetrieben. Die Delegiertenversammlung vom November beschloss eine
Reduktion der Mitgliederzahlen der Leitungsgremien. Der in Landwirtschaftskammer
umbenannte Grosse Vorstand zählt statt 170 noch 100 Personen, und der an die Stelle
des Leitenden Ausschusses tretende Vorstand noch maximal 20 Personen. Die
finanziellen Mittel der landwirtschaftlichen Organisationen könnten in Zukunft
eingeschränkt werden.

Im Anschluss an die negativ verlaufene Volksabstimmung über die Solidaritätsabgaben
reichte die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats eine Motion ein.
Darin verlangte sie die Aufhebung der gesetzlichen Bestimmungen, welche die
Erhebung von Solidaritätsbeiträgen für die Vermarktung von Produkten in den
Bereichen Käse und Früchte erlauben. Nur mit knapper Mehrheit lehnte das Plenum
diesen Vorstoss ab. 19

MOTION
DATUM: 18.12.1995
HANS HIRTER

Trotz der deutlichen Annahme des neuen Verfassungsartikels über die Landwirtschaft
wuchs die Unzufriedenheit unter den Mitgliedern des Schweizerischen
Bauernverbandes. Anfangs Jahr sprach sich die Verbandsleitung gegen die von den
französischsprachigen Kantonalsektionen (vor allem Jura und Genf) verlangte
Durchführung einer Manifestation auf dem Bundesplatz in Bern aus. Angesichts der
Auseinandersetzungen mit der Polizei vor vier Jahren, als Demonstranten versuchten,
die Absperrungen vor dem Bundeshaus zu durchbrechen, erachtete die
Verbandsleitung eine neue Kundgebung am selben Ort für potentiell kontraproduktiv. 

Im Herbst kam der SBV dann auf seinen Entscheid zurück und rief für den 23. Oktober
zu einer Demonstration auf dem Bundesplatz auf. Dabei bestätigten sich die
ursprünglichen Bedenken der Verbandsführung. Wie 1992 nahmen wieder etwa 15'000
Bauern an der Versammlung teil, und wieder kam es zu heftigen Kämpfen mit der
Polizei, als einige Hundert Manifestanten (vor allem aus dem Jura) versuchten, die
Absperrungen vor dem Parlamentsgebäude niederzureissen. Noch bevor die SBV-
Vertreter ihre Ansprachen beenden konnten, musste die Kundgebung abgebrochen
werden. 20

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 23.10.1996
HANS HIRTER

Eine indirekte Antwort auf die Forderung der Arbeitgeber nach einer Deregulierung der
Agrarpreise zur Verbesserung des Wirtschaftsstandorts Schweiz (siehe oben) gab SBV-
Direktor Ehrler an der Delegiertenversammlung vom 13. November in Bern. Mit der
Feststellung, dass die Landwirte ihre Jahresproduktion um etwa 2 Mia CHF billiger
abgeben würden als zu Beginn der 90er Jahre, der Konsument aber trotzdem kaum von
Preisreduktionen profitieren könne, reichte er den Schwarzen Peter an die
Lebensmittelindustrie und den Detailhandel weiter.
An dieser Delegiertenversammlung erneuerte der SBV auch seine Leitung. Nachdem der
bisherige Präsident Marcel Sandoz bei nur einer Gegenstimme bestätigt worden war,
galt es die beiden Vizepräsidentenposten neu zu besetzen. Von den Bisherigen hatte
der ehemalige Solothurner Nationalrat Christian Wanner (fdp) seinen Rücktritt bereits
vor einiger Zeit angemeldet; nach der von Ausschreitungen begleiteten Kundgebung
vom 23. Oktober stellte auch der Bündner alt Nationalrat Simeon Bühler (svp) seinen
Sessel zur Verfügung. Bühler verneinte einen Zusammenhang zwischen seinem Rücktritt
und dem Ablauf der Kundgebung. Zu ihren Nachfolgern wählten die Delegierten den
36jährigen Biobauern Peter Hegglin (ZG, cvp) und den 55jährigen Berner Oberländer
Bergbauern und Nationalrat Abraham Oehrli (svp). 21

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.11.1996
HANS HIRTER
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Der Schweizerische Bauernverband (SBV) nutzte die Feier am 7. Juni zu seinem
hundertjährigen Bestehen zu einer Standortbestimmung. Nach Ansicht der
Verbandsleitung wird es für die immer mehr deregulierte Landwirtschaft in Zukunft
weniger darum gehen, auf der politischen Bühne für staatliche Interventionen und
Garantien zu kämpfen, als vielmehr den Kontakt mit den Konsumenten zu pflegen. Nur
wenn es gelinge, die Konsumenten von den ökologischen und qualitativen Vorteilen der
einheimischen Agrarproduktion zu überzeugen, seien sie auch bereit, für deren
Erzeugnisse auf dem liberalisierten Markt einen den höheren Herstellungskosten
entsprechenden Preis zu bezahlen. Diese Strategie bedeute aber keinen Rückzug aus
der Politik, da die schweizerische Landwirtschaft auch in Zukunft auf günstige
Rahmenbedingungen und staatliche Einkommensbeihilfen angewiesen sein werde. 

An der Delegiertenversammlung des SBV vom 26. November in Bern standen dann
allerdings wieder die traditionellen Postulate der Bauern im Zentrum. In einer
Resolution protestierten sie dagegen, dass im Rahmen der Agrarpolitik 2002 die
Bundesbeiträge für Marktinterventionen massiv gekürzt resp. durch
produktionsunabhängige Direktzahlungen ersetzt werden sollen. Gefordert wurde
zudem eine Verbesserung der Rahmenbedingungen, welche – insbesondere durch
Auflagen zum Tierschutz – heute die Produktion spürbar verteuern würden. Da sie sich
davon einen Wettbewerbsvorteil gegenüber der ausländischen Konkurrenz erhoffen,
forderten die Delegierten zudem eine strenge Deklarationspflicht für gentechnisch
veränderte Lebensmittel. 22

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 26.11.1997
HANS HIRTER

Die Entwicklung der Gentechnologie macht sich namentlich auch in der Landwirtschaft
bemerkbar, ist diese doch neben der Medizin das wichtigste Anwendungs- und
potentielle Expansionsgebiet dieser Wissenschaft. Die Landwirte stehen dabei im
Zwiespalt zwischen den mit dieser neuen Technologie ermöglichten
Produktivitätsgewinnen (von denen namentlich die US-amerikanische Konkurrenz
bereits profitiert) einerseits und der überwiegend skeptischen Haltung der
schweizerischen Konsumenten andererseits. Der Vorstand des Schweizerischen
Bauernverbandes (SBV) erarbeitete eine Charta zur Gentechnologie, welche die
Landwirtschaftskammer am 17. Februar verabschiedete. Diese postuliert das Primat der
Wahlfreiheit der Konsumenten und der Landwirte, wozu namentlich eine konsequente
Deklarationspflicht die Voraussetzung bilde. Die Charta anerkennt zwar das Recht,
spezielle mit dieser Technologie erzeugte Eigenschaften von Tieren und Pflanzen
urheberrechtlich zu schützen, eine Patentierung von Tierrassen und Pflanzensorten mit
entsprechenden finanziellen Belastungen der Fortpflanzung und Aussaat lehnt sie
hingegen ab. Aufgeschreckt über die finanziellen Konsequenzen der Rinderseuche BSE
verlangt der SBV in der Charta zudem eine Haftpflichtregel, welche nicht die Landwirte
als Produzenten, sondern die Entwickler der gentechnisch veränderten Produkte sowie
die für die Zulassung zuständigen Behörden für Schäden verantwortlich macht. Zur
Genschutz-Initiative, über welche am 7. Juni angestimmt wurde, gab der
Bauernverband die Nein-Parole heraus. 23

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.02.1998
HANS HIRTER

Die Delegiertenversammlung des Schweizerischen Bauernverbandes (SBV) sprach sich
im November bei nur wenigen Gegenstimmen für die bilateralen Verträge mit der EU
aus; das dagegen lancierte Referendum solle nicht unterstützt werden. Die Verträge
würden zwar die Konkurrenz auf dem inländischen Agrarmarkt noch verstärken, böten
der schweizerischen Landwirtschaft aber auch einen besseren Marktzugang in der EU,
von welchem beispielsweise die Käseproduktion durchaus profitieren könnte.
Allerdings verlangte der SBV von der Landesregierung, dass die einheimische
Agrarwirtschaft mit gleich langen Spiessen kämpfen kann wie ihre ausländische
Konkurrenz. Insbesondere sollen die Konsumenten obligatorisch über die Herkunft und
die Produktionsmethoden von Agrarprodukten informiert werden müssen. Dies würde
es den Verbrauchern erlauben, eine faire Wahl zwischen den inländischen und den
nicht zuletzt wegen den in den EU-Staaten zum Teil wesentlich tieferen Standards (z.B.
bezüglich Tierhaltung) billigeren ausländischen Erzeugnissen zu treffen. Eine
entsprechende Eingabe hatte der SBV bereits zu Jahresbeginn zusammen mit dem
Schweizer Tierschutz und Konsumentenorganisationen an den Bundesrat gerichtet. 

Eine eher seltene Allianz entstand im Vorfeld der WTO-Konferenz in Seattle (USA) vom
Dezember. Der SBV verlangte gemeinsam mit den Gewerkschaftsdachverbänden SGB
und CNG, Umweltschutzorganisationen und Hilfswerken vom Bundesrat, sich im
Rahmen der WTO nicht für eine weitere Liberalisierung der weltweiten

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.11.1999
HANS HIRTER

01.01.65 - 01.01.22 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wirtschaftsbeziehungen einzusetzen. 24

Als Anbieter von hochpreisigen Produkten sieht der Bauernverband die Zukunft der
schweizerischen Landwirtschaft nicht in der Gentechnologie. Er beschloss, sich im
Rahmen der anstehenden politischen Entscheide für ein zehnjähriges Moratorium für
die Anwendung von gentechnisch veränderten Organismen (GVO) einzusetzen.
Erlauben möchte er allerdings die Freisetzung von GVO zu Forschungszwecken. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.04.2000
HANS HIRTER

Nach acht Jahren Amtszeit trat der freisinnige Waadtländer Nationalrat Marcel Sandoz
als Präsident des SBV zurück. Als Nachfolger wurde der seit 1999 dem Nationalrat
angehörende Thurgauer Hansjörg Walter (svp) gewählt. Gegenkandidaten gab es keine.
Da die Statuten der französischsprachigen Schweiz eine Vertretung im dreiköpfigen
Präsidium garantieren – in dem ususgemäss zudem auch alle drei bürgerlichen
Bundesratsparteien vertreten sind –, trat der Berner SVP-Vertreter Abraham Oehrli
zurück und wurde durch den freisinnigen Genfer Nationalrat John Dupraz ersetzt. Zu
einer personellen Veränderung kam es auch bei der Vereinigung zum Schutz der kleinen
und mittleren Bauern (VKMB), welche im Berichtsjahr ihr zwanzigjähriges Bestehen
feiern konnte. Nationalrat Ruedi Baumann (BE, gp) trat nach zwölf Jahren Amtszeit als
Co-Präsident zurück. Er versicherte, dass er sich als Parlamentarier und als Präsident
der Grünen Partei weiterhin für die Anliegen der VKMB einsetzen werde. 26

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 17.11.2000
HANS HIRTER

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) hat im Jahr 2004 in einem breit abgestützten
Verfahren ein Leitbild für die Schweizer Landwirtschaft erarbeitet und verabschiedet.
Dieses Leitbild betont die unternehmerische Funktion der Landwirte und
Landwirtinnen und stellt ihre Bedeutung für die Entwicklung der ländlichen Regionen in
den Vordergrund. 27

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 02.10.2004
HANS HIRTER

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) konnte mit der von ihm gemeinsam mit
Umweltschutz- und Konsumentenvereinigungen sowie den Grünen lancierten
Volksinitiative für ein Gentechmoratorium in der Landwirtschaft einen grossen Erfolg
feiern. Gegen den Widerstand von Bundesrat und Parlament sowie der bürgerlichen
Regierungsparteien nahmen Volk und Stände die Initiative am 27. November mit 56%
Ja-Stimmen an. Zu diesem Sieg beigetragen hatte sicher auch die geringe
Geschlossenheit des bürgerlichen Lagers: Es war vor allem auf die Anstrengungen der
Bauernpolitiker zurückzuführen, dass sich sowohl bei der SVP als auch bei der CVP je
sieben Kantonalparteien gegen die nationale Partei stellten und die Initiative ebenfalls
unterstützten. 28

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 29.11.2005
HANS HIRTER

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) wandte sich nicht grundsätzlich gegen die
bundesrätliche Vorlage zur Agrarpolitik (AP) 2011, zu der im Berichtsjahr die
Vernehmlassung durchgeführt wurde. Er verlangte aber während der parlamentarischen
Behandlung eine Aufstockung des Zahlungsrahmens von 13,5 auf 14 Mia Fr. Seiner
Meinung nach sollte zudem bei der vom Bundesrat angestrebten Umlagerung von
Preisstützungsmassnahmen hin zu Direktzahlungen ein langsameres Tempo
angeschlagen werden. Bei den Beratungen im Ständerat in der Dezembersession
konnten sich die vor allem von der SVP und der CVP unterstützten Forderungen des
Bauernverbandes weitgehend durchsetzen. Dass der Bauernverband sich der von der
Exportwirtschaft gewünschten stärkeren Annäherung der Schweiz an die EU nicht
grundsätzlich widersetzt, bewies er im Berichtsjahr mit seiner von der SVP kritisierten
Ja-Parole zum Osthilfegesetz (Unterstützungszahlungen für die neuen EU-
Mitgliedstaaten). 29

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.09.2006
HANS HIRTER
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Der SBV beschloss im Weiteren, sich an der von den Umweltschutzverbänden
lancierten Landschaftsinitiative nicht zu beteiligen. Das Anliegen dieser Volksinitiative,
die Schweiz vor einer weiteren Zersiedelung zu schützen, sei zwar sympathisch, könnte
sich für die Bauern aber auch nachteilig auswirken. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2007
HANS HIRTER

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) kämpfte im Berichtsjahr insbesondere gegen
die vom Bundesrat und vor allem von einem Teil der Nahrungsmittel-Industrie und dem
Detailhandel ins Spiel gebrachte Idee, ein Agrar-Freihandelsabkommen mit der EU
abzuschliessen. Gemäss einer vom Bauernverband in Auftrag gegebenen Studie würde
eine derartige Marktöffnung für die schweizerische Landwirtschaft trotz ihrer in den
letzten Jahren verbesserten Wettbewerbskraft massive Einkommenseinbussen zur
Folge haben. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
HANS HIRTER

Im März bekräftigte die Landwirtschaftskammer des Schweizerischen Bauernverbandes
(SBV) die Ablehnung eines Agrarfreihandelsabkommens mit der EU. Sie vermochte damit
aber nicht zu verhindern, dass der Bundesrat im Herbst die Verhandlungen darüber mit
der EU aufnahm. Als Alternative zu einem solchen Abkommen schlug der Bauernverband
ein gestaffeltes Vorgehen vor. In einem ersten Schritt sollten nichttarifäre
Handelshinternisse abgebaut werden, um die Exportchancen der einheimischen
Landwirtschaft zu verbessern. In einem zweiten Schritt sollten dann nach Ansicht des
SBV diejenigen Bereiche liberalisiert werden, bei denen die schweizerischen
Produzenten in einem offenen europäischen Markt bestehen können. 32

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.04.2008
HANS HIRTER

Mit der vollständigen Abschaffung der Milchkontingentierung auf den 1. Mai und dem
daraus resultierenden Produktionszuwachs geriet der Milchpreis unter starken Druck.
Die Unzufriedenheit der Milchproduzenten manifestierte sich unter anderem in einem
Aufruf zu einer Protestdemonstration Ende August in Sempach (LU) bei der
Schlachtkapelle. Brisant war dieser von den Initianten als „Bauernaufstand“ bezeichnete
Anlass, weil er nicht nur von einer unter dem Namen „Big_M“ auftretenden Gruppe von
Milchbauern und dem von SVP-Nationalrat Kunz (LU) präsidierten „Bäuerlichen Komitee
Schweiz“ organisiert wurde, sondern auch von der nationalen SVP. Letztere warb mit
ihrem Präsidenten Toni Brunner (SG) heftig für den Anlass. Vertreter der ebenfalls
landwirtschaftsnahen CVP waren im Organisationskomitee nicht vertreten und
protestierten gegen eine Instrumentalisierung der Unzufriedenheit der Bauern durch
die SVP. Aber auch der Schweizerische Bauernverband war an der Organisation nicht
beteiligt. Dies wirkte sich negativ auf die Teilnehmerzahl aus. Die Presse übernahm zwar
die vom SVP-Pressedienst deklarierte Zahl von 10 000 Manifestanten, auf den im
Internet publizierten Fotos waren aber nur etwa 2000 Personen auszumachen. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.08.2009
HANS HIRTER

Die Delegierten des Schweizerischen Bauernverbandes (SBV) bekräftigten ihre
Ablehnung eines Agrarfreihandelsabkommens mit der EU und forderten, mit 306 gegen
eine Stimme, den Bundesrat auf, die im Vorjahr aufgenommenen Verhandlungen
abzubrechen. Einen entsprechenden parlamentarischen Vorstoss der SVP-Fraktion
unterstützten im Nationalrat nur die SVP und die Grünen. 34

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 04.12.2009
HANS HIRTER

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) setzte sich bei der Swissness-Vorlage
dezidiert dafür ein, dass Produkte, die mit einem Schweizer Kreuz versehen sind, aus
Rohstoffen bestehen müssen, die mindestens zu 80% im Inland produziert werden.
Auch an der Delegiertenversammlung im November des Berichtjahres wies SBV-
Präsident Hansjörg Walter darauf hin, dass die hohen Lebensmittelpreise in der
Schweiz durch die hochstehende Qualität der einheimischen Agrarproduktion
gerechtfertigt seien. Ein genügendes Angebot an hochwertigen regionalen Produkten
würde zudem unsinnige Transporte verhindern. 35

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 08.10.2010
MARC BÜHLMANN
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Im Berichtsjahr liessen vor allem die Bäuerinnen von sich hören. Der Schweizerische
Bäuerinnen- und Landfrauenverband forderte an einer Tagung zum Thema „Frauen in
der Landwirtschaft“, dass die Frauen bei grösseren Investitionen, wie z.B. beim Kauf
eines Traktors, ein rechtlich verankertes Mitspracherecht erhalten. Bäuerinnen hätten
kein Recht zur Mitsprache, seien in den meisten Fällen nicht Miteigentümerin der Höfe,
hafteten jedoch mit ihrem Anteil am Vermögen für die Schulden des Betriebes und
seien zudem selten sozialversichert. Im Berichtsjahr wählte der Verband Christine
Bühler als neue Präsidentin, die die Nachfolge von Ruth Streit antrat. Bühler rief im Juni
mit den Gewerkschaften zu einem schweizweiten Frauenstreik auf. Das
Zusammenspannen von Gewerkschaften und Landwirtinnen wurde von den männlichen
Bauernvertretern kritisiert und sie forderten die Absage des Streikes. Bühler gab sich
unbeeindruckt und verwies darauf, dass sich der Bauernverband bisher nicht für die
Interessen der Frauen eingesetzt habe und deshalb ein Zusammenspannen mit den
Gewerkschaften von Nöten sei. 36

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.06.2011
DEBORA SCHERRER

Im November des Berichtsjahres stimmte der Schweizerische Bauernverband (SBV)
über die allfällige Lancierung einer Swissness-Volksinitiative ab. Sollte das Parlament
den Wünschen der Bauern zu einer glaubwürdigen Swissness nicht folgen, so würden
sie eine Volkinitiative lancieren. Die Swissness-Vorlage des Bundesrates sieht vor, dass
eine Ware als Schweizer Produkt bezeichnet werden kann, wenn 80% des
Rohstoffgewichts aus der Schweiz stammt. Geht es nach der Rechtskommission des
Nationalrates, sollen es bei stark verarbeiteten Lebensmitteln nur 60% sein, was vom
Bauernverband als nicht akzeptierbare Aufweichung beurteilt wird. 37

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 18.11.2011
DEBORA SCHERRER

Beim Schweizerischen Bauernverband (SBV) wurde im Berichtsjahr das Präsidium
vakant. Entsprechend der Attraktivität dieser Stellung – der SBV ist einer der
einflussreichsten Verbände des Landes, sein Präsident wird für ein 60%-Pensum im
oberen fünfstelligen Bereich entlohnt – war der Posten schwer umkämpft. Vier
Kandidaten stellten sich zur Wahl, darunter die zwei damaligen Vizepräsidenten Fritz
Glauser (fdp) und Josef Dissler (cvp) sowie die beiden Nationalräte Andreas Aebi (svp,
BE) und Markus Ritter (cvp, SG). Relativ früh zeichnete sich ab, dass die End-
Ausmarchung zwischen den beiden Nationalräten stattfinden würde; zwar erfüllten alle
Kandidaten das grundsätzliche Anforderungsprofil, jedoch wurden Verbindungen zum
nationalen Parlament als grosser Vorteil betrachtet. Aebi und Ritter benutzten denn
auch die nationalrätliche Debatte zur Agrarpolitik 2014-2017, um sich zusätzlich zu
profilieren. Bis zur Wahl am 21. November waren sich Experten uneinig, wer das Rennen
machen würde: Inhaltlich unterschieden sich die Anwärter kaum, sie hatten sich beide
im Vorfeld auf der Linie des SBV positioniert und plädierten für eine stärkere Förderung
der produzierenden Landwirtschaft. Aebis Parteimitgliedschaft wurde ihm als Handicap
ausgelegt: Beim SBV wurden bisher nach einer ungeschriebenen Regel die Präsidenten
immer im Rotationsprinzip gewählt, und nachdem die SVP während der letzten 12 Jahre
den Präsidenten gestellt hatte, wäre nun die CVP an der Reihe gewesen. Ritter hingegen
hatte den Nachteil, dass mit dem abtretenden Präsidenten Hansjörg Walter (svp, TG)
bereits ein Ostschweizer an der Spitze des Verbandes gestanden hatte und nun andere
Regionen auf ihren Anspruch pochten. Im vierten Wahlgang wählten schliesslich 245
Delegierte Ritter, Aebi schaffte es auf 210 Stimmen. Damit wurde zum ersten Mal in der
Geschichte des SBV ein Biobauer zum Präsidenten gewählt. Die Medien schätzten Ritter
als ehrgeizigen und ausdauernden Schaffer ein. Er teilte mit, dass er sich in seinem
Präsidium für die Einkommenssicherung der Bauern, für eine Feinjustierung der neuen
Agrarpolitik zugunsten der Bauern, für eine glaubwürdige Swissness und für den Schutz
des Kulturlandes einsetzen werde. 38

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 22.11.2012
JOHANNA KÜNZLER

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) beschäftigte sich im Berichtsjahr mit der
Thematik einer ausgeglichenen Geschlechtervertretung in seinen
Organisationsstrukturen: Als im April die Wahl eines neuen Vizepräsidiums anstand,
meldete mit Lieselotte Peter, einer Thurgauer SVP-Kantonsrätin, erstmals eine Frau
Interesse für das Leitungsgremium an. Christine Bühler, Präsidentin des
Schweizerischen Bäuerinnen- und Landfrauenverbands, unterstützte ihre Kandidatur
mit den Begründungen, dass die Verantwortung auf Bauernhöfen oft von beiden
Ehepartnern gemeinsam getragen würde und dass 40% aller Beschäftigten in der
Landwirtschaft Frauen seien. Am Wahltag unterlag Peter zwar deutlich gegenüber ihren
männlichen Konkurrenten: Gewählt wurde Hans Frei, Präsident des zürcherischen
Bauernverbands. Im November wurde dem Anliegen der Bäuerinnen mit einer

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 16.12.2013
JOHANNA KÜNZLER
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Statutenänderung aber doch noch zum Erfolg verholfen: Danach haben Frauen künftig
festen Anspruch auf einen Sitz im Präsidium des SBV. Mit Christine Bühler ist damit
erstmals in der 116-jährigen Geschichte des Verbands eine Frau Vizepräsidentin. Im
Bereich der nationalen Politik beschloss die Landwirtschaftskammer des SBV im März,
das Referendum gegen die neue Agrarpolitik nicht zu unterstützen. Der Verband
lancierte hingegen Ende Jahr zusammen mit der SVP eine Volksinitiative zur Erhaltung
der Ernährungssicherheit, welche als indirekte Reaktion auf die Reform des
Landwirtschaftsgesetzes gesehen werden kann. 39

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) vermochte im Frühjahr 2014 mit seinem
ausserordentlichen Mobilisierungspotenzial zu beeindrucken: Nach nur zwei Monaten
Sammelzeit waren die 100'000 Unterschriften zur Initiative für Ernährungssicherheit
zusammengekommen. Die Dachorganisation liess sich daraufhin demonstrativ drei
weitere Monate Zeit, um im Juli über 147'800 Unterschriften bei der Staatskanzlei
einzureichen. Damit übertraf sie die geforderte Anzahl um beinahe 50 %.
Aussenstehende erklärten diese Meisterleistung mit der höchst effizienten
Vorbereitung und Durchführung der Sammlung. Die Kantonalsektionen hatten für jede
Gemeinde ein Mitglied als zuständig erklärt, welches dann vor Ort wiederum Leute zum
Sammeln der Unterschriften bewegte. Ausserdem legte der Verband diversen
landwirtschaftlichen Publikationen Unterschriftenbögen bei, welche jeweils einen
Grossteil der Bäuerinnen und Bauern in der Schweiz erreichen. 40

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.02.2014
JOHANNA KÜNZLER

Infolge des Umstands, dass bei der Masseneinwanderungsinitiative vor einem Jahr
mehrere Mitgliederorganisationen eine vom nationalen Vorstand abweichende Parole
herausgegeben hatten, entschied sich der Schweizerische Bauernverband (SBV) 2014
zu einer Modifikation seines Entscheidungsprozesses. Ob eine eidgenössische Vorlage
vom SBV unterstützt wird oder nicht, soll künftig von den hundert Delegierten der
Landwirtschaftskammer entschieden werden. Der Vorstand wird Parolenfassungen nur
noch vorschlagen, aber nicht mehr selbstständig beschliessen. Präsident Markus Ritter
erhoffte sich dadurch eine erhöhte Legitimität des Verbandes in politischen
Debatten. 41

ANDERES
DATUM: 07.02.2014
JOHANNA KÜNZLER

Im ersten Halbjahr 2015 thematisierten diverse Medien den starken Lobbyismus des
Bauernverbandes im Bundeshaus. Hintergrund waren Erfolge der Bauern im Parlament.
So unterstützte die grosse Kammer etwa eine parlamentarische Initiative des SBV-
Direktors und Nationalrats Jaques Bourgeois (fdp, FR; Pa.Iv. 10.538). Die Initiative wollte
Lebensmittel vom Cassis-de-Dijon-Prinzip ausnehmen. Seit der Einführung des Cassis-
de-Dijon-Prinzips 2010 können Produkte, die in der EU rechtmässig in Verkehr sind,
grundsätzlich auch in der Schweiz frei zirkulieren. In der Öffentlichkeit wurde
insbesondere der Gegensatz des Lobbying-Erfolgs des Bauernverbandes bei gleichzeitig
stetig abnehmender Zahl von Berufsbauern diskutiert. Weil die Zahl der Bauernbetriebe
zurückgeht, würden die Direktzahlungen des Bundes an immer weniger Betriebe
ausbezahlt, wodurch jeder Bauer im Schnitt mehr Geld erhalte. Die Bauern würden auf
hohem Niveau klagen, lautete das Fazit in den Medien. In einem Interview mit der NZZ
räumte SBV-Präsident Markus Ritter (cvp, SG) ein, dass die verbliebenen Höfe mehr
Direktzahlungen erhalten würden, betonte gleichzeitig aber auch, dass sie im Gegenzug
auch mehr leisten müssten, etwa in den Bereichen Biodiversität, Sömmerungsgebiete
und in der Landschaftsqualität. Zudem kritisierte Ritter die Medien für ihre angeblich
einseitige Darstellung, wenn über die Bauern geschrieben werde. Im Herbst des
gleichen Jahres dämpfte der Ständerat den Höhenflug des Bauernverbands allerdings
wieder: Er trat nicht auf die parlamentarische Initiative Bourgeois’ ein, wodurch diese
vom Tisch war. 42

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.06.2015
SAMUEL BERNET

Im Herbst 2015 legte der Bundesrat Sparmassnahmen für die Legislaturperiode 2018 bis
2021 vor. Auch die Bauern sollen davon betroffen sein, denn die Regierung will die
Gesamtausgaben für die Landwirtschaft über die vier Jahre um rund 800 Millionen
Franken reduzieren. Der SBV zeigte sich empört und rief zu einer Grosskundgebung in
Bern auf. Rund 10’000 Bauern folgten Ende November dem Ruf des Dachverbands und
zogen unter massivem Glockengeläut vom Bärengraben zum Bundesplatz. Dort warf
SBV-Präsident Markus Ritter (cvp, SG) dem Bundesrat vor versammelter Menge Verrat
vor. Die Agrarreform 2014 bis 2017, die von den Bauern mehr Leistung verlangt, sei vom

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 27.11.2015
SAMUEL BERNET
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Bauernverband nur im Vertrauen darauf unterstützt worden, dass der Zahlungsrahmen
für die Landwirtschaft beibehalten werde. Mit den angekündigten Sparmassnahmen
breche der Bundesrat sein Wort, so Ritter. Es war die erste Grosskundgebung des SBV
seit dem Protest der Bauern gegen die WTO im Jahr 2005. 43

Nachdem der Lobbyismus des Bauernverbands bereits 2015 Gegenstand von Kritik war,
liessen diverse Schweizer Medien auch 2016 nicht davon ab. Stein des Anstosses war die
Zustimmung des Nationalrats in der Sondersession Ende April zu einem umstrittenen
Gesetzesentwurf, der Bauern beim Verkauf von Bauland steuerlich entlasten sollte. Eine
solche Regelung war bis 2011 in Kraft gewesen, bevor das Bundesgericht Ende 2011
entschied, dass Bauern Gewinne aus dem Verkauf von Bauland vollumfänglich
versteuern müssen. Der Schweizerische Bauernverband (SBV), allen voran dessen
Präsident Markus Ritter (cvp, SG), hatte vor der Abstimmung im Nationalrat intensiv für
die Wiedereinführung dieses Gesetzes geweibelt. Gemäss Medienberichten entgingen
dem Bund insgesamt 400 Millionen Franken an Steuer- und AHV-Einnahmen, wenn das
Gesetz wieder eingeführt werden würde.

Überrascht über den Entscheid des Nationalrats untersuchten die Medien in der Folge
die Einflussnahme Ritters auf seine Ratskollegen. Die CVP-Fraktion würde merklich
öfter die Anliegen der Bauern unterstützen seit Ritter 2012 Präsident des SBV wurde.
Damit sei eine „Agrar-Allianz“ im Nationalrat entstanden, bestehend aus der CVP-, der
SVP- und der BDP-Fraktion, die im Nationalrat über eine Mehrheit verfügen. Durch das
Betreiben von Kuhhandel würden dabei unentschlossene Parlamentarier überzeugt: Die
Unternehmenssteuerreform III sei von Ritter zuerst kritisiert worden, bevor er den
Wirtschaftsvertretern die Unterstützung der Bauern zusicherte, um im Gegenzug deren
Stimmen für das eigene Anliegen zu erhalten. In einem Interview mit der Aargauer
Zeitung verteidigte sich der höchste Schweizer Bauer: Mit der steuerlichen Entlastung
für Bauern, die ihr Bauland verkauften, solle eine Gleichbehandlung von Bauern,
Privatpersonen und Firmeninhabern geschaffen werden – etwas, das vom
Schweizerischen Gewerbeverband (SGV) jedoch bestritten wurde. Es sei zudem „kein
Selbstläufer“, Politiker der CVP-, SVP- und BDP-Fraktionen, in denen die Bauern
allesamt nicht in der Mehrheit sind, von den Anliegen des Bauernverbands zu
überzeugen. Zum Vorwurf des Kuhhandels sagte Ritter, dass der Bauernverband
grundsätzlich jedes Geschäft einzeln prüfe und es dem Verband nicht um
Gegengeschäfte gehe, sondern um „das Finden von Mehrheiten“. 

Ständeräte zeigten sich im Sommer jedoch sehr skeptisch gegenüber dem Entscheid
der grossen Kammer. Die Bauern würden ihren Rückhalt in der Bevölkerung
überschätzen, sagte Ruedi Noser (fdp, ZH) und Anita Fetz (sp, BS) unterstellte den
Bauernvertretern im Parlament, dass sie „unverfroren überall zugreifen“. Auch die
Bauland-Affäre von Bundesrat Guy Parmelin (svp) dürfte zum schweren Stand des
Gesetzesvorhabens bei den Ständeräten beigetragen haben. Denn anfangs Mai enthüllte
der Blick, dass sich Parmelin im Bundesrat für die Annahme des Gesetzes stark machte,
von dem er selber als Miteigentümer einer Baulandparzelle profitiert hätte. In der
Dezembersession beschloss der Ständerat mit 27:12 Stimmen denn auch deutlich, nicht
auf die Vorlage einzutreten, womit das Geschäft an den Nationalrat zurückging. 44

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2016
SAMUEL BERNET

Am 1. November 2017 verabschiedete der Bundesrat die Gesamtschau zur
mittelfristigen Weiterentwicklung der Agrarpolitik, deren Ziel es war, dass die Schweiz
innerhalb der nächsten vier Jahre neue Handelsabkommen abschliessen sollte, was mit
einem partiellen Abbau der Zölle für ausländische Agrarprodukte einhergehen würde.
Der Schweizer Bauernverband (SBV) wehrte sich vehement gegen den angestrebten
Zollabbau des Bundesrats. Ein Dorn im Auge war dem SBV insbesondere ein Satz auf
Seite 59 der Gesamtschau: «Vor diesem Hintergrund wird der Bundesrat in der
mittelfristigen Weiterentwicklung der Agrarpolitik einen Grenzschutzabbau im
Agrarbereich anstreben, der die Preisdifferenz zwischen dem In- und Ausland um 30
bis 50 Prozent reduziert.» In einer gleichentags veröffentlichten Stellungnahme mit
dem Titel «Bundesrat missachtet Volkswillen und will Landwirtschaft opfern» machte
der SBV geltend, dass es für die Schweizer Bauern ohne Grenzschutz keine «auch nur
annähernd kostendeckende Produzentenpreise» mehr geben würde, was auch die
Direktzahlungen des Bundes nicht kompensieren könnten. Auch stehe der im
September 2017 von der Stimmbevölkerung klar angenommene Verfassungsartikel über
die Ernährungssicherheit im Widerspruch zu den agrarpolitischen Absichten des
Bundesrates. Mehr Freihandel würde eine nachhaltige und tierfreundliche

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.11.2017
SAMUEL BERNET
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einheimische Produktion nicht stärken, im Gegenteil, dadurch würde sich der
Strukturwandel verschärfen und der Rückgang von landwirtschaftlichen Betrieben
weiter vorangetrieben, monierte der SBV. Der Bauernverband riet dem Bundesrat, die
Gesamtschau zu «schreddern» – neue Ideen, nicht alte Ideologien seien gefragt. In
einem Interview mit der Berner Zeitung verteidigte der zuständige Bundesrat
Schneider-Ammann den Kurs des Bundesrates. Die EU stehe kurz vor einem
Freihandelsabkommen mit den vier Staaten des Mercosur-Wirtschaftsraums (Brasilien,
Argentinien, Paraguay und Uruguay), was es in Zukunft etwa der deutschen Industrie
aufgrund von Zollreduktionen erlauben werde, viel billiger in diese Staaten zu
exportieren. Wolle die Schweizer Wirtschaft im Exportmarkt gegenüber der
europäischen Industrie konkurrenzfähig bleiben und keine Arbeitsplätze an die
Nachbarstaaten verlieren, dann müsse man beim Mercosur-Abkommen nachziehen. Er
versuchte die Bauern damit zu besänftigen, dass «kein Mensch von komplett zollfrei
[redet]» und im äussersten Fall die Hälfte des heutigen Schutzes aufgegeben werden
müsste. Niemand wolle die Landwirtschaft abschaffen, das sei eine masslose
Übertreibung, so Schneider-Ammann. Zu beruhigen vermochte das den Bauernverband
jedoch nicht; an der Jahresmedienkonferenz im Januar 2018 im solothurnischen
Derendingen bekräftigte der SBV seine Haltung. «Fairer Handel statt Freihandel» war
das Credo des Bauernverbandes, denn eine nachhaltige, umweltschonende und
tierfreundliche Landwirtschaft sei nicht möglich zu Weltmarktpreisen.

Kurz darauf spitzte sich die Lage zwischen Bauernverbandspräsident Markus Ritter und
Wirtschaftsminister Schneider-Ammann zu. Der SBV wollte bei Schneider-Ammann
persönlich vorsprechen und bat in einem Brief um ein Gespräch, um die
«Zusammenarbeit und die Kommunikation zu besprechen», so Ritter im St. Galler
Tagblatt. Die Verbandsspitze hatte sich bei der Erarbeitung der Gesamtschau des
Bundesrates übergangen gefühlt, da sie vorgängig nicht angehört worden sei.
Schneider-Ammann schlug das Angebot jedoch aus: «Ein separates Treffen mit
Vertretern des Bauernverbandes ist nicht geplant», liess sich das WBF in einigen
Medien zitieren. Stattdessen wolle man im Februar 2018 alle Beteiligten an einen
runden Tisch zum Mercosur-Agrar-Gipfel einladen, um ein Freihandelsabkommen mit
dem südamerikanischen Wirtschaftsraum zu diskutieren. Diese Einladung schlug am 24.
Januar 2018 wiederum der Bauernverband aus. Die Gesamtschau des Bundesrates stelle
keine Grundlage für eine zukunftsfähige Landwirtschaft dar, hiess es in einer
Medienmitteilung des SBV. Einige vom Bundesrat gemachte Annahmen seien «komplett
unrealistisch», so etwa die Kostenentwicklung bei den meisten Vorleistungen oder was
die Löhne für die landwirtschaftlichen Angestellten angehe. Hinzu komme, dass ein Plan
fehle, wie die «massiven Verluste der Bauernfamilien» aufgefangen würden.

Nachdem der Mercosur-Agrar-Gipfel in Bern tatsächlich ohne Bauernverband
abgehalten worden war – andere agrarwirtschaftliche Verbände wie die Schweizer
Milchproduzenten, IP-Suisse, Bio-Suisse, die Agrarallianz oder Proviande hatten daran
teilgenommen – äusserten die Medien Skepsis gegenüber der Strategie des SBV.
«Trotzende Bauern befremden» übertitelte die «Nordwestschweiz» ihren Kommentar,
in welchem der Bauernverband aufgefordert wurde, die Marktöffnung aktiv
mitzugestalten, anstatt sich «trotzig im Reduit zu verschanzen». Die NZZ sprach von
einem «Eigentor des Bauernverbands», weil die Bauern mit der Gesprächsverweigerung
die Sympathien der breiten Bevölkerung und der Wirtschaft aufs Spiel setzen würden.

Im April 2018 reiste eine 50-köpfige Delegation unter der Leitung Schneider-Ammanns
nach Südamerika in die Mercosur-Staaten, um Informationen aus erster Hand zu
erhalten; auch dieser Reise blieb der SBV fern. Es war der negative Höhepunkt in der
Beziehung zwischen dem Bauernverband und dem WBF; danach trat etwas
Entspannung ein. Glaubt man den Mutmassungen in den Medien, so dürften
insbesondere erste Zahlen in den Verhandlungen zwischen den Mercosur-Staaten und
der EU dazu beigetragen haben. Nach aktuellstem Angebot wollte die EU jährlich einen
Import von rund 100'000 Tonnen Rindfleisch zulassen; auf die Bevölkerung der Schweiz
umgerechnet wären das rund 2'000 Tonnen Rindfleisch, dessen Import die Schweiz zu
tieferen Zolltarifen zulassen müsste, würde das Schweizer Abkommen inhaltlich jenem
der EU gleichen. Bei einem jährlichen Schweizer Konsum von 100'000 Tonnen
Rindfleisch, wovon bereits heute 45'000 Tonnen importiert würden, scheine das
verkraftbar, kommentierte die «Nordwestschweiz».

Ende April nahmen Schneider-Ammann und Ritter den Gesprächsfaden wieder auf und
vereinbarten ein Treffen, bei dem es jedoch zu keiner sachlichen Einigung kam –
Schneider-Ammann hielt nach wie vor an jenem Satz auf Seite 59 fest, aufgrund dessen
der Bauernverband auf die Barrikaden gegangen war. Immerhin gestand Ritter anfangs
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Mai in der NZZ ein, dass er nicht grundsätzlich gegen Freihandel sei, dass es aber rote
Linien gebe, beispielsweise solle auch in Zukunft zugunsten der Ernährungssicherheit
der heutige Anteil der importierten Lebensmittel von rund 40 Prozent beibehalten
werden und nicht weiter steigen. Zeit für eine «Versachlichung der Diskussion» bleibe,
so Ritter, weil acht betroffene EU-Länder zum EU-Mercosur-Abkommen Vorbehalte
geäussert hätten und damit jene Verhandlungen noch andauern dürften. Einig seien
sich Schneider-Ammann und Ritter jedoch gewesen, dass es in der Kommunikation
zwischen dem Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) und dem Bauernverband
Verbesserungspotenzial gebe; seither tausche man sich wieder aus.

Am 4. Juni 2018 wurde die Gesamtschau des Bundesrates im Nationalrat behandelt und
mit 108 zu 74 Stimmen (7 Enthaltungen) zur Überarbeitung an den Bundesrat
zurückgewiesen, womit sich die Aggrarlobby im Parlament vorerst gegen den Bundesrat
durchsetzen konnte. 45

In seiner neuesten Broschüre betonte der SBV in Bezug auf die Trinkwasser- und die
Pestizid-Initiative, dass der Gebrauch von Pestiziden für viele Bauern von existenzieller
Bedeutung sei. Dass es aber Handlungsbedarf gebe, räumte der Präsident des
Verbandes Markus Ritter (cvp, SG) ein. Man wolle sich konsequent an den Aktionsplan
Pflanzenschutz des Bundes halten. Jedoch, so Ritter weiter, müsse die Qualität der
Lebensmittel gewahrt werden können, denn die «Toleranz der Kunden» bei
Qualitätsabweichungen sei klein. Es sei daher nicht gerecht, wenn nun die Bauern als
Sündenbock herhalten müssten. Dass der SBV die Probleme anerkennt, lobte derweil
die Landwirtschaftsexpertin des WWF Daniela Hoffmann. Allerdings sei der hohe
Pestizidverbrauch tatsächlich problematisch. Sie appellierte deshalb an die Bauern, den
Worten auch Taten folgen zu lassen und Lösungen zu erarbeiten. 46

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.07.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Die Bauern litten im Sommer 2018 unter der Hitze und der anhaltenden Trockenheit.
Der SBV kündigte deshalb unter Markus Ritter (cvp, SG) an, vom Bund
Entschädigungszahlungen zu fordern, sollte sich der Klimawandel verschlimmern, wie
der «Blick» berichtete. Jürg Grossen (glp, BE), dessen Partei sich etwa für eine
Lenkungsabgabe auf Treibstoffen im Strassenverkehr und in der Zivilluftfahrt einsetze,
so die Zeitung weiter, könne aber der Forderungsliste des SBV wenig abgewinnen. Denn
stets seien es die Bauernvertreterinnen und -vertreter sowie die «selbsternannte
Bauernpartei SVP» gewesen, welche Anliegen im Parlament zur Bekämpfung des
Klimawandels vehement abgelehnt hätten. Dies, obwohl doch gerade die Bäuerinnen
und Bauern beispielsweise kaum von einer erhöhten Flugsteuer betroffen wären, weil
diese «sowieso nicht in der ganzen Welt herumjetten», so Grossen weiter. Die
Landwirtschaft sehe er daher in gewissen Anliegen der GLP als potenziellen Partner,
doch «erst wenn Bauernvertreter mithelfen, die Ursachen des Klimawandels wirksam zu
bekämpfen», sei auch er dazu bereit, die Bäuerinnen und Bauern stärker zu
unterstützen. 47

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 05.08.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Bereits im Frühjahr 2018 beschloss der SBV unter Markus Ritter (cvp, SG) für die beiden
Agrarinitiativen, die Volksinitiative für Ernährungssouveränität sowie die Fair-Food-
Initiative, die Stimmfreigabe. Die Initiativen kämen von Menschen, welche sich um die
Landwirtschaft sorgten, und es sei daher falsch, diese zu bekämpfen, begründete Ritter
den Entscheid im St. Galler Tagblatt. Ritter sowie die Vize-Präsidentin des SBV,
Christine Bühler, wollten zumindest die Fair-Food-Initiative annehmen, wie sie den
Medien gegenüber bekannt gaben. Der SBV sei durch die beschlossene Stimmfreigabe
einerseits und die Annahme durch Ritter und Bühler andererseits gespalten, urteilte die
Aargauer Zeitung. Die CVP zeigte sich darob irritiert, Isidor Baumann (cvp, UR), welcher
sich für den ständerätlichen Gegenvorschlag einsetzte, sah durch Ritters Support für
die Fair-Food-Initiative laut Aargauer Zeitung gar die «Fraktionsloyalität gegenüber der
Landwirtschaft» in Gefahr. Entsprechend standen auch nicht alle Bauernvertretenden
hinter dem Entscheid des SBV: Der St. Galler Bauernverband sowie ein überparteiliches
Bauernkomitee bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern der CVP, BDP, FDP und
SVP stellten sich gegen die beiden Agrarinitiativen. 48

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 04.09.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Der SBV setzte sich zum Jahresbeginn 2019 für mehr Anerkennung der wirtschaftlichen
Leistung des Landwirtschaftssektors ein. Wie der Tages-Anzeiger und die Basler
Zeitung berichteten, wehrte sich Verbandspräsident Markus Ritter an einer
Medienkonferenz im Januar gegen die gängige Betrachtungsweise, wonach die Leistung
des Landwirtschaftssektors anhand des Anteils am BIP berechnet wird, wie dies auch
bei anderen Branchen der Fall sei. «Dem effektiven Wert der Urproduktion» werde
diese Berechnungsweise nicht gerecht, so Ritter, denn die Bauern stellten nicht nur in
ländlichen Gebieten einen bedeutenden Wirtschaftsfaktor dar. Die Landwirtschaft sei
eng mit dem Handel oder der Industrie verflochten, indem sie etwa Rohstoffe zur
Weiterverarbeitung produziere, Lebensmittel an Detailhändler ausliefere oder der
Landmaschinenhandel und das Veterinärwesen von ihnen abhänge. Der tatsächliche
Wert der Landwirtschaft sei deshalb viel höher anzusetzen, meinte Ritter: Die Branche,
beziehe man sowohl Handel als auch Verarbeitung mit ein, mache acht Prozent der
Schweizer Arbeitsplätze aus und habe einen Marktwert von gegen CHF 60 Mrd. Zum
Vergleich: In einer Publikation von 2019 gab das Bundesamt für Statistik für das Jahr
2016 einen Gesamtproduktionswert der Landwirtschaft von lediglich CHF 10.29 Mrd.
an.
Dass der Verband diese «Informationsoffensive» im Frühjahr ansetzte, sei kalkuliert
gewesen, urteilte die Presse. Einerseits standen im Herbst die eidgenössischen Wahlen
an, anderseits wurden mit der Revision des Raumplanungsgesetzes, einem neuen
Freihandelsabkommen sowie den Volksinitiativen «Für sauberes Trinkwasser» und «Für
eine Schweiz ohne synthetische Pestizide» politische Entscheide diskutiert, die den
Landwirtschaftssektor direkt betrafen. Alle diese Traktanden hätten laut Ritter das
Potenzial, die Schweizer Landwirtschaft zu schwächen. Es sei daher notwendig, sich
gegen die «Marginalisierung der wirtschaftlichen Leistung der Landwirtschaft»
einzusetzen. 49

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 03.01.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Der im Herbst vergangenen Jahres vom SBV durchgeführte Test, in Hofläden Zahlungen
mit der Bezahl-App «Twint»  zu ermöglichen, war ein Erfolg, wie die Aargauer Zeitung
im Januar berichtete. Während der dreimonatigen Testphase im Kanton Aargau nutzten
über 400 Kunden das Angebot. Man habe sich deshalb dazu entschieden, schweizweit
Hofläden bei der Einrichtung des bargeldlosen Zahlungssystems zu unterstützen,
erklärte Andrea Oldani vom Bauernverband gegenüber der Zeitung. 50

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.01.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Der wirtschaftsliberale Think-Tank Avenir Suisse und der Schweizer Bauernverband
(SBV) lieferten sich im Herbst 2019 in der NZZ einen kleinen Schlagabtausch. In einem
Gastkommentar kritisierte Patrick Dümmler von Avenir Suisse den wiederholten
Widerstand des SBV gegen das Freihandelsabkommen zwischen den EFTA- und den
MERCOSUR-Staaten. Solcher Widerstand sei ernst zu nehmen, meinte Dümmler, habe
doch der innenpolitische Druck der «Landwirtschaftslobbyisten» bereits 2006 zum
Abbruch der Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit den USA geführt.

Ausgangspunkt des Disputs war der Abschluss des Abkommens im Sommer 2019,
welcher gemäss Dümmler alsbald von einer «unheiligen Allianz aus links-grünen Kreisen
und Agrarlobbyisten» beanstandet worden sei, da man «mit einer Regierung von
Regenwaldzerstörern» keine Geschäfte machen wolle. Zwar stelle sich der SBV nicht
prinzipiell gegen ein Abkommen, aber er sehe die Interessen der einheimischen
Landwirtschaft nicht genügend berücksichtigt. Konkret kritisiere der SBV am jetzigen
Abkommen mit den MERCOSUR-Staaten, wie Dümmler darlegte, die Tierhaltung, den
Umgang mit Pflanzenschutzmitteln und die mangelnde landwirtschaftliche
Nachhaltigkeit in den südamerikanischen Vertragsländern – obwohl in der Schweiz
längst nicht alles «Bilderbuchvorstellungen» entspreche. Dümmlers Vorwürfe lauteten
schliesslich, auch die Schweizer Landwirtschaft verhalte sich in den kritisierten Punkten
alles andere als vorbildlich: So seien im Jahr 2018 in der Schweiz 600
Nutztierhalterinnen und -halter wegen schlechter Tierhaltung verzeigt worden; bis ins
Jahr 2016 sei trotz «milliardenschwerer Unterstützung» keines der 13 im Jahr 2008
festgelegten Umweltziele für die Landwirtschaft erreicht worden; das Grundwasser sei
vielerorts, besonders im Mittelland, mit landwirtschaftlichen Pestiziden verschmutzt.
Die Kritik an der brasilianischen Regierung bezüglich des Regenwalds sei angebracht,
resümierte Dümmler seine Anklage, doch ein Schweizer Bauernverband, welcher «im
hochsubventionierten Glashaus» sitze, solle mit Kritik vorsichtiger sein.
Die Reaktion von SBV-Präsident Markus Ritter (svp, SG) folgte prompt: Es sei immer
«die gleiche Leier, die Avenir Suisse in Sachen Landwirtschaft herunterbetet», schrieb
Ritter in seiner Replik, doch würden falsche Aussagen «durch Wiederholung nicht

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 11.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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wahrer». Nicht der SBV habe 2006 das Abkommen verhindert, vielmehr seien es die
Banken mit ihrer Angst um das Bankgeheimnis sowie die Pharmabranche gewesen.
Ferner seien die vermeintlich verfehlten Umweltziele für die Landwirtschaft sehr wohl
erreicht worden, etwa sämtliche Ziele betreffend die Biodiversität, und auch sonst liege
der «Zielerreichungsgrad zwischen 80 und 95 Prozent», korrigierte Ritter. Auch der
Vorwurf bezüglich des «vielerorts» verschmutzten Grundwassers könne er nicht gelten
lassen: Bei 98 Prozent aller Messstellen sei der Grenzwert eingehalten worden und was
die Überschreitungen betreffe, müsse nicht nur die Landwirtschaft, sondern vielmehr
auch die Industrie etwas gegen die Verschmutzung unternehmen. 
Zustimmung von Ritter erhielt Dümmler nur in einem Punkt: Die
Landwirtschaftsbranche geniesse grosse staatliche Unterstützung und gerade deswegen
sitze sie tatsächlich in einem Glashaus. Durch diese stete Beobachtung sei es umso
wichtiger, dass «wir sagen, was wir tun, und tun, was wir sagen», schlussfolgerte
Ritter. 51

In der Debatte um die Pestizidinitiative und die Trinkwasserinitiative machte sich der
Bauernverband im Juni 2019 im Nationalrat für eine Ablehnung sowohl der beiden
Initiativen als auch eines möglichen indirekten Gegenvorschlags stark. SBV-Präsident
Markus Ritter (cvp, SG) sprach sich gegenüber den Medien gegen die Anliegen aus, da er
die Empfehlungen im «Aktionsplan Pflanzenschutzmittel» des Bundes für ausreichend
hielt und eine Annahme der Initiativen die Bäuerinnen und Bauern unnötig unter Druck
setzen würde. Stattdessen sprach sich Ritter für den freiwilligen Verzicht aus: Es
genüge, wenn man der Branche aufzeige, dass der sparsamere Einsatz von Pestiziden
nicht nur ökologischer, sondern auch günstiger sei. Nicht nur Präsident Ritter, auch
Verbandsdirektor Jacques Bourgeois (fdp, FR) – welcher per März 2020 von diesem Amt
zurückzutreten plante – setzte sich für eine Ablehnung der Initiativen ein, indem er im
Nationalrat argumentierte, die von den Initiativen geforderten Verbote würden derart
viele Unsicherheiten verursachen, dass letztlich der Aktionsplan des Bundes, an
welchem sich die Landwirtschaft orientiere, nur ungenügend umgesetzt werden könne.
Der Tages-Anzeiger kommentierte die Bekenntnisse des Verbandes als zu lasch: Ritter
spiele hier mit «maximalem Einsatz», wenn er sich – wie auch Bundesrat Guy Parmelin
– auf den «Aktionsplan Pflanzenschutzmittel» berufe, denn dieser sei nicht
verpflichtend, obwohl die Initiativen eben genau eine Verpflichtung forderten. Sie
riskierten damit gemäss Tages-Anzeiger, dass das Volk die beiden Initiativen annehme –
was die Landwirtschaftsbranche «unnötig hart treffen» oder gar «umpflügen» würde. 52

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Jacques Bourgeois (fdp, FR) gab im November 2019 seinen Rücktritt als Direktor des
SBV per März 2020 bekannt. Bourgeois war seit 2002 Direktor des Verbands gewesen.
Als Begründung für seinen Rücktritt gab er demografische Gründe an: Der Verband
leide an Überalterung und für einen starken Verband sei eine gewisse Kontinuität
wichtig. Laut Verbandspräsident Markus Ritter (cvp, SG) habe man intern bereits eine
Nachfolgelösung gefunden. Im Dezember empfahl der Vorstand den Delegierten den
Solothurner Martin Rufer (SO, fdp) einstimmig als Bourgeois' Nachfolger. Rufer sei
Kantonsrat, diplomierter Agraringenieur, Vater und Bauernsohn, wie die Solothurner
Zeitung berichtete; Markus Ritter sprach von einem «Glücksfall» für den Verband. Die
Delegiertenversammlung wird im Februar 2020 über die Nachfolge abstimmen. 53

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 13.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Jacques Bourgeois trat, wie bereits im November 2019 angekündigt, per Ende März
2020 nach fast zwei Jahrzehnten von seinem Amt als Direktor des SBV zurück. Die
Wahl des Nachfolgers Martin Rufer,  welcher das Amt per 1. April übernahm, wurde von
der Landwirtschaftskammer im Februar bestätigt, wie einer Medienmitteilung des SBV
zu entnehmen war. 54

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.04.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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